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Die Rüstungsrepublik

Algeriens beispiellose Bewaffnung

Deutsche Waffenproduzenten verdienen weltweit. Dabei umgehen sie Beschränkungen 
beim Export von Kriegsgerät. Von Sofian Philip Naceur

Die Regierung in Algier geht auch mit Hilfe deutschen Kriegswerkzeugs repressiv gegen Bevölkerung vor

Die Bundesregierung verfolgt 
eine restriktive Rüstungs-
exportpolitik.« Das behaup-

ten deutsche Regierungsvertreter 
gebetsmühlenartig in Interviews, 
Stellungnahmen oder Antworten auf 
parlamentarische Anfragen. Informa-
tionsgesuche zur Exportpraxis der 
deutschen Rüstungsindustrie werden 
ebenso mit dieser Floskel bedacht wie 
Kritik an Ausfuhren in autoritäre oder 
kriegführende Staaten. Die Zahlen 
sprechen indes eine andere Sprache: 
Die große Koalition habe zwischen 
2014 und 2017 die Ausfuhr von Rüs-
tungsgütern mit einem Gesamtwert 
von 24,9 Milliarden Euro genehmigt, 
berichtete die Nachrichtenagentur dpa 
Ende Januar 2018. Das sei ein Zu-
wachs von 21 Prozent im Vergleich 
zur »schwarz-gelben« Vorgängerregie-
rung. Lieferungen in Drittstaaten – die 
nicht der NATO oder der EU angehö-
ren – haben laut dpa sogar um 47 Pro-
zent zugenommen.

Zwar müssen sich die für die Geneh-
migung dieser Exporte verantwortlichen 
Politiker und Parteien inzwischen bei 
fast jeder bekanntwerdenden Ausfuhr 
von Kriegsgerät an autoritäre Staaten 
wie die Türkei, Saudi-Arabien oder 
Ägypten heftige Kritik gefallen lassen. 
Doch das lukrative Geschäft mit dem 
Tod wird trotz der als vergleichsweise 
restriktiv geltenden deutschen Exportbe-
stimmungen für Rüstungsgüter weiter-
hin ausgebaut.

Ein wesentlicher Grund für gefüllte 
Auftragsbücher und Absatzsteigerungen 
ist die erfolgreiche Neuausrichtung der 
bundesdeutschen Rüstungsindustrie. 
Sie bemüht sich seit Jahren verstärkt 
darum, Exportrestriktionen mit neuen 
Geschäftsmodellen zu umgehen. Kon-
zerne wie die Rheinmetall AG setzen 
dabei auf eine von dem Rüstungsexper-
ten Otfried Nassauer als »Strategie der 
Internationalisierung« bezeichnete Ver-
lagerung von Teilen ihre Produktions-
kapazitäten ins Ausland.

Deutsche Firmen übernehmen dabei 
unter anderem »ausländische Muni-
tionsproduzenten in Staaten, in denen 
Exportgenehmigungen für problema-
tische Empfängerländer leichter zu 
bekommen sind als in Deutschland«, 
schrieb Nassauer auf der vom Verein 
»Rüstungsinformationsbüro« (RIB) be-
triebenen Internetseite »Global Net«. 
Auch wächst die Lizenzproduktion deut-
scher Waffen durch ausländische Unter-
nehmen seit einigen Jahren.

»Das Stockholmer Friedensfor-
schungsinstitut SIPRI hat im März den 
neuen Rüstungsexportbericht veröffent-
licht und darin erklärt, dass der welt-
weite Waffenhandel zwischen 2013 und 
2017 um zehn Prozent gestiegen ist, wäh-
rend er in Deutschland um 14 Prozent 
gesenkt worden sei. Letztere Zahl bedarf 
einer Erklärung. Denn die vermeintlich 
gesunkenen Großwaffenexporte aus 
Deutschland sind das Ergebnis einer 
Entwicklung, wonach deutsche Rüs-
tungsfirmen im Ausland Joint Ventures 
gründen und ihr Geschäft damit schlicht-
weg ins Ausland auslagern«, bestätigt 
der RIB-Vorsitzende Jürgen Grässlin 
gegenüber junge Welt.

Damit werden jedoch nicht nur 
deutsche Exportrestriktionen unter-
laufen und ausgehebelt, sondern auch 
die Rechenschaftspflicht der Bundes-
regierung gegenüber dem Bundestag 
und der Öffentlichkeit. Jüngstes Bei-
spiel dafür ist die Antwort Berlins 
auf eine kleine Anfrage des Links-
parteiabgeordneten Andrej Hunko. 
Die Bundesregierung kommentiert 
in ihrem Antwortschreiben die Ex-
portpraxis einer Rheinmetall-Toch-
tergesellschaft in Südafrika nur sehr 
ausweichend. Die Fragen nach ihr 
bekannten Beteiligungen deutscher 
Firmen an ausländischen Waffenpro-

duzenten lässt sie unbeantwortet und 
erklärt lediglich, es gäbe keine statis-
tische Erfassung von entsprechenden 
Tochterfirmen oder Joint Ventures. 
Die Gründung solcher Firmen beru-
he auf »unternehmerischen Entschei-
dungen«.

Wenig überrascht darüber ist der An-
walt Holger Rothbauer. »Die Bundes-
regierung beruft sich bei allen kritischen 
Anfragen zum Außenwirtschaftsgesetz 
und dem Kriegswaffenkontrollgesetz in 
Zusammenhang mit der Auslagerung 
von Rüstungsproduktion auf das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 21. 
Oktober 2014 und schützt das Eigen-
tum der Rüstungsfirmen«, erklärt der 
Jurist gegenüber jW. Berlin verstecke 
sich hinter diesem Urteil und nutze so-
mit weiterhin die rechtliche Lücke in 
Genehmigungsverfahren für die Exporte 
von Rüstungsgütern deutscher Firmen 
mit Standorten oder Beteiligungen im 
Ausland.

Rothbauer fordert deswegen Konse-
quenzen: »Wir brauchen mehr Trans-
parenz und Regelungen zur Rechen-
schaftspflicht, es muss eine gesetzliche 
Grundlage her, um auch Aktivitäten 
deutscher Rüstungsfirmen im Ausland 
überwachen zu können.« Man könne 
das Genehmigungsverfahren für Waf-
fenexporte ohne weiteres auch auf Toch-

terfirmen oder Beteiligungen deutscher 
Konzerne an Rüstungsunternehmen im 
Ausland ausweiten. Doch dafür gebe es 
derzeit keine Mehrheit im Parlament, so 
der Anwalt.

Das gilt auch auch für die Lizenz-
produktion deutscher Rüstungsgüter im 
Ausland. Vergangene Woche hatten die 
Fraktionen der Linkspartei und der Grü-
nen je einen Antrag zur Rüstungsexport-
kontrolle in den Bundestag eingebracht, 
um ein Ende von Lizenzproduktionen 
im Ausland zu fordern. Wie erwartet, 
bekamen die Anträge keine Mehrheit.

Derweil bleiben auch die ebenfalls 
als restriktiv geltenden deutschen Ex-
portkontrollen unwirksam. »Zwar müs-
sen Abnehmer deutscher Rüstungsgüter 
Endverbleibserklärungen unterzeich-
nen, doch diese werden nicht ausrei-
chend überwacht«, meint Grässlin. Es 
gebe zahlreiche Beispiele für den Bruch 
dieser Vereinbarungen, die von der Bun-
desregierung nicht einmal sanktioniert 
würden. Ebenso ineffektiv seien die so-
genannten Post-Shipment-Kontrollen, 
mit denen überprüft werden soll, ob ins 
Ausland gelieferte Waffen auch wirklich 
noch dort sind, wo sie sein sollen. Das 
System sei auf Freiwilligkeit ausgelegt. 
Kontrollen werden also nur dann durch-
geführt, wenn das jeweilige Abnehmer-
land ihnen zustimmt, so Grässlin.

Während deutsche Waffenex-
porte nach Saudi-Arabien 
oder in die Türkei regel-

mäßig für Aufsehen sorgen, sind Rüs-
tungslieferungen nach Algerien kaum 
ein Thema in der Öffentlichkeit. Dabei 
ist in dem nordafrikanischen Land auch 
weiterhin ein Regime an der Macht, 
das für Menschenrechtsverletzungen 
und sogar Massaker an Zivilisten vor 
allem in den 1990ern verantwortlich 
gemacht wird. Algeriens Armee und 
der Militärgeheimdienst halten sich 
heute zwar mit Repressalien zurück, 
Proteste und Streiks werden aber wei-
terhin regelmäßig gewaltsam aufgelöst. 

Angesichts des »Antiterrorkampfes« 
im Süden des Landes, verstärkter staat-
licher Repressionen gegen Geflüchtete 
sowie der Spannungen zwischen Al-
gerien und Marokko müssten Waffen- 
und Rüstungsexporte in das Land um 
so lauter kritisiert werden.

Algerien modernisiert seit Jahren 
sein Militär und den Polizeiappa-
rat. Das Land bestellte in Russland 
Kampfflugzeuge, Artilleriegeschütze, 
U-Boote und Hunderte Kampfpanzer. 
Die Bundesrepublik ist inzwischen zu 
Algeriens wichtigstem Waffenliefe-
ranten in Europa aufgestiegen. Neben 
vier Fregatten von »Thyssen-Krupp 

Marine Systems« lieferten deutsche 
Konzerne aber vor allem Fabriken zur 
lokalen Herstellung von Waffen- und 
Ausrüstungsgütern. Nachdem die Bun-
desregierung 2011 den Export von 54 
»Fuchs«-Spürpanzern nach Algerien 
genehmigt hatte, bestätigte Berlin ver-
gangene Woche, dass das Fahrzeug 
inzwischen in einer von Rheinmetall 
errichteten Fabrik vor Ort hergestellt 
wird.

Außerdem produziert die Daimler 
AG für Algeriens Militär und die Poli-
zei im Rahmen von Joint Ventures, bei 
denen Staatsfirmen jeweils eine Mehr-
heit halten, »Sprinter« und Geländewa-

gen ihrer Automarke Mercedes-Benz, 
die bereits landesweit im Einsatz sind. 
Auch Daimlers Militärtransporter 
»Zetros« wird vor Ort gefertigt. Zwar 
gelten diese Geschäfte als weniger 
fragwürdig als Waffen- und Munitions-
lieferungen. Doch auch solche Fahr-
zeuge können in zwischenstaatlichen 
Konflikten oder gegen die eigene Be-
völkerung eingesetzt werden. Im Juli 
2017 berichtete das Rüstungsmagazin 
Jane’s, Algeriens Armee habe ein Ar-
tilleriegeschütz auf einem »Zetros« 
montiert und öffentlich zur Schau ge-
stellt.

 Sofian Philip Naceur

Geschäft mit dem Morden: Deutscher »Leopard 2«-Panzer auf einer Rüstungsmesse in Abu Dhabi (22.2.2017)
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Hintergrund  
Das System 
Rheinmetall

Deutschlands größter Rüs-

tungskonzern, die Rheinmetall 

AG mit Sitz in Düsseldorf,  

zählt zu den Schwergewichten 

in der europäischen Kriegswaf-

fenindustrie. Das Unterneh-

men, das neben Panzern und 

gepanzerten Fahrzeugen auch 

verschiedenste Munitions-

arten und Rüstungselektronik 

verkauft, gilt mittlerweile als 

Vorreiter darin, die als res-

triktiv geltenden deutschen 

Rüstungsexportrichtlinien zu 

unterlaufen. Dabei setzt der 

Konzern unter anderem darauf, 

Produktionsstätten ins euro-

päische, aber auch außereuro-

päische Ausland auszulagern. 

Damit kann die Firma Export-

beschränkungen umgehen 

und Märkte erschließen, die sie 

unter Umständen nicht direkt 

aus Deutschland bedienen 

kann.

Eine zentrale Rolle dabei 

spielen Tochtergesellschaf-

ten von Rheinmetall wie 

RWM Italia S. p. A und Rhein-

metall Denel Munition Ltd. 

(RDM). Während angebliche 

Lieferungen von Bomben 

durch die hundertprozentige 

 Rheinmetall-Tochter RWM 

Italia an das im Jemen Krieg 

führende Saudi-Arabien be-

reits vor rund zwei Jahren für 

Kritik an diesem Geschäfts-

modell  sorgten, enthüllte der 

vom  Bayerischen Rundfunk 

produzierte  Dokumentarfilm 

»Bomben für die Welt« im 

Januar 2018 Details zu den Ex-

portpraktiken von RDM, einem 

Joint  Venture von Rheinmetall 

und dem staatlichen südafri-

kanischen Rüstungskonzern 

Denel.

RDM habe dabei nicht nur 

Munition verkauft, sondern 

nach eigenen Angaben 39 

schlüsselfertige Bomben- oder 

Munitionsfabriken im Ausland 

aufgebaut, berichtet der Verein 

»Rüstungsinformationsbüro« 

auf seiner Internetseite »Glo-

bal Net«. Seit Rheinmetalls 

Einstieg bei der Munitions-

sparte von Denel 2008 und 

der darauffolgenden Gründung 

von RDM seien drei solcher 

Fabrikexporte bekanntgewor-

den: RDM habe eine Muni-

tionsfabrik in den Vereinigten 

Arabischen Emiraten sowie 

eine für Mörser- und Artillerie-

geschosse in Saudi-Arabien 

errichtet und eine nicht näher 

spezifizierte Anlage nach 

Ägypten verkauft, deren Bau 

Ende 2017 kurz vor der Fertig-

stellung stand. Wie aus den 

Rheinmetall-Geschäftsberich-

ten zu entnehmen ist, stieg der 

Umsatz von Tochterfirmen wie 

RWM Italia und RDM in den 

vergangenen Jahren stark an, 

wobei das Unternehmen die 

Produktionskapazitäten seiner 

ausländischen Töchter mittel-

fristig noch erheblich ausbauen 

will. 
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